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Riehener Initiative
wirdvonGericht
überprüft

Verkehr Die Gemeindeinitiati-
ve «für eine vernünftige und
verhältnismässige Umsetzung
des Behindertengleichstellungs-
gesetzes im Bereich des öffent-
lichen Verkehrs» soll vom Ap-
pellationsgericht überprüft wer-
den. Die Gemeinde Riehen will
mit der Initiative Druck auf den
Kanton bei der Neugestaltung
der Tram- und Bushaltestellen
machen. Die Initiative fordert
genauere Ausführungsbestim-
mungen, damit die Verhältnis-
mässigkeit geprüft und nicht
pauschal auf eine Maximallö-
sung gesetzt werde.

Konkret geht es um die Ge-
staltung der Haltestelle «Riehen
Dorf». In Riehen wehrt man
sich gegen eine vollständige Er-
höhung der Haltestellenkante.
So würde das «Frühmesswegli»
nicht mehr für den motorisier-
ten Verkehr nutzbar sein und
auchdieVelofahrermüsstenvon
ihren Fahrrädern absteigen und
diese über die Kante heben.

«Initiativewegeneiner
Haltestellenütztnichts»
Die Basler Regierung wollte die
Initiative für rechtlich ungültig
erklären lassen. «Schon heute
findet bei jedem Projekt eine
Güterabwägung statt, wie eine
Haltestelle gestaltet wird», sag-
te Esther Keller, Vorsteherin des
Bau- und Verkehrsdeparte-
ments, am Mittwoch im Parla-
ment. Ausnahmen müssen aber
mit Blick auf das Behinderten-
gleichstellungsgesetz gut be-
gründet sein. Es nütze nichts,
eine Initiative zu lancieren, weil
man bei einer Haltestelle unter-
schiedlicher Meinung sei.

Gegen die Pläne der Regie-
rung wehrten sich vor allem
Politiker aus Riehen. Man wolle
die Initiative für ungültig erklä-
ren lassen, weil sie unangenehm
sei,hiesses.DieGemeindekann
sich gegen den Entscheid des
Grossen Rats rechtlich zur Wehr
setzen. Letztlich folgte das Par-
lament dem Vorschlag von FDP-
Grossrat David Jenny, diese Fra-
ge vom Appellationsgericht klä-
ren zu lassen. (hys)

FörderklassenalsEntlastung
Der Grosse Rat beschliesst Massnahmen zur Verbesserung der integrativen Schule, will aber am Prinzip festhalten.

Jonas Hoskyn

In den Basler Schulen sind
künftig wieder spezielle Förder-
klassen für Kinder möglich, die
Lernschwierigkeiten haben.
Der Grosse Rat hat an seiner
Sitzung vom Mittwoch prak-
tisch einstimmig eine Reihe von
Förderinstrumenten beschlos-
sen, um die Situation an den
Schulen zu verbessern. Die
Schulstandorte können selber
entscheiden, ob sie «nur» mit
Fördergruppen und Lerninseln
mit zusätzlicher Unterstützung
für die Kinder arbeiten oder mit
separaten Förderklassen.

Die Massnahmen sind eine
Reaktion auf die Förderklassen-
Initiative der Lehrergewerk-
schaft Freiwillige Schulsynode,
welche das Basler Parlament
deutlich ablehnte. Der grösste
Unterschied zur Initiative zum
nun abgesegneten Gegenvor-
schlag ist der Fokus der Förder-
klassen: Die Initiative fordert
getrennte Klassen für verhal-
tensauffällige Kinder. Die nun
verabschiedeten Massnahmen
zielen dagegen auf die Förde-
rung von Kindern ab, die Lern-
schwierigkeiten haben – etwa
mit kleinen, heilpädagogisch ge-
führten Klassen und angepass-
tem Schulstoff.

Trotzdem sehen die Initian-
ten ihre Hauptforderungen er-
füllt und kündigten bereits an,
ihre Initiative zurückziehen zu
wollen. Auf Nachfrage bestätig-
te der frühere Lehrer und SP-
Politiker Roland Stark, dass die
Initiative in den kommenden
Tagen zurückgezogen werde,
auch wenn einige im Komitee
daran festhalten wollten.

Die Plädoyers für die neuen
Massnahmen hielten die bürger-
lichen Parteien. Wenn die Initia-
tive angenommen würde, wären
weitere Jahre der Unsicherheit
die Folge, argumentierten die
Befürworter. Die nun beschlos-
senen Massnahmen können
rasch umgesetzt werden. Auch
GLP und LDP stellten sich hin-

ter den Gegenvorschlag und be-
tonten, weiter hinter der Idee
der integrativen Schule zu ste-

hen. Es gelte noch immer «Inte-
gration vor Separation», betonte
Grossrätin Nicole Kuster (LDP).

Bastakritisiertdie«Was
stört,mussweg»-Initiative
Die linken Parteien stimmten
den Massnahmen im Sinne
eines Kompromisses zu, aber
äusserten harsche Kritik am frü-
heren Erziehungsdirektor Con-
radin Cramer (LDP). Bei der
Umsetzung der integrativen
Schule sei nicht genügend
Unterstützung bereitgestellt
worden. Notwendige Rahmen-
bedingungen, wie etwa die
Schaffung von mehr Schulraum
und kleineren Klassen, seien
nicht umgesetzt worden.

Auch Franziska Roth, die
Präsidentin der Bildungs- und
Kulturkommission, welche den
Gegenvorschlag erarbeitet hat,

zeigte sich in ihrem persönlich
Schlusswort nicht wirklich zu-
frieden: «Die Kinder werden
nur nach dem beurteilt, was sie
nicht können.» In der Schule
gehe es aber auch darum, zu ler-
nen, wie man in einer Gemein-
schaft aufeinander Rücksicht
nehmen und sich unterstützen
könne. Die Massnahmen seien
deshalb nur ein Zwischen-
schritt: «Die Entwicklung der
integrativen Schule muss wei-
tergehen», sagte Roth.

Basta-Grossrätin Heidi
Mück wurde noch deutlicher:
Sie sprach nur von der «Was
stört, muss weg»-Initiative.
«Man verspricht sehr populis-
tisch eine Lösung, indem auffäl-
lige Kinder einfach in eine eige-
ne Klasse gesteckt werden.» Die
Einführung von Förderklassen
berge die Gefahr der Diskrimi-

nierung von sowieso schon be-
lasteten Kindern.

SVPhättedie Initiative
bevorzugt
AuchdieSVPzeigte sichkritisch,
allerdingsvonderanderenSeite:
Der Gegenvorschlag sei zu vage,
kritisierte Jenny Schweizer.
«Unserer Ansicht nach sollte es
einfach gehalten werden: An je-
dem Standort eine Förderklas-
se.» Das garantiere nur die Ini-
tiative. Nur mit Förderklassen
kehre die ersehnte Ruhe zurück
in die Klassenzimmer. Sonst sei
man von Schulleitungen und
Budgets abhängig. Auch SVP-
Präsident Pascal Messerli, der
alsKindselbst zwei Jahre ineiner
Kleinklasse unterrichtet wurde,
stellte die Frage, ob Integration
in eine Regelklasse in jedem Fall
die beste Variante sei.

Klybeck-Areal:KauftenInvestorenKatze imSack?
Die Altlastensituation sei komplizierter als gedacht, berichtet SRF – und: Basel-Stadt habe das schon immer gewusst.

BenjaminWieland

2019 verkauften Novartis und
BASF ihre Anteile am früheren
Werkareal Klybeck im Kleinba-
sel an die Immobilieninvestoren
Swiss Life und Central Real Es-
tate AG respektive Rhystadt AG.
Der Kanton Basel-Stadt wiede-
rum verzichtete. Und das aus
einem bestimmten Grund – das
jedenfalls berichtet die «Rund-
schau» des Schweizer Fernse-
hens in ihrer jüngsten Sendung
gestern Mittwochabend.

Der Kanton, so die Vermu-
tung, habe um die Altlastensitu-
ation gewusst und das Risiko für
einen Kauf als zu hoch einge-
schätzt. Swiss Life und Rhystadt
hätten dann gemäss dieser Les-
art die Katze im Sack gekauft.

Die Position des Kantons in
dieser Angelegenheit ist delikat.

Swiss Life und Rhystadt planen
unter dem Projektnamen Kly-
beckplus einen neuen Stadtteil,
in dem unter anderem Wohn-
raum für bis zu 10000 Men-
schenentstehensoll.Basel-Stadt
hat selbst grosses Interesse
daran,dassaufdemKlybeckwie
geplant ein neues Stadtquartier
entsteht. Die kantonalen Behör-
den jedochüberwachenauchdie
Altlastensituation und könnten
Massnahmen verfügen.

Rhystadt sprichtvon
«Dramatisierung»
Swiss Life und Rhystadt stellen
sich auf der Website zu Klybeck-
plus auf den Standpunkt, alle
Planungspartner seien sich der
Standortbelastungen bewusst.
Und: «Die Eigentümerinnen
nehmen ihre Verantwortung
wahr und werden alle notwen-

digen Massnahmen gemäss den
gesetzlichen Vorgaben (...) sehr
sorgfältig durchführen.»

Aufgrunddes«Rundschau»-
Berichts stellt Rhystadt zudem
klar, man wisse gut, was die He-
rausforderungen seien. «Und
wirverfügenalsprivateEigentü-
merin aus heutiger Sicht über
ausreichend finanzielle Mittel,
um das problematische Erbe der
chemischen Produktion zu be-
seitigen.» Das Risiko von Stand-
ortbelastungenwerde«teilweise
bewusst dramatisiert und in der
Öffentlichkeit überschätzt».

Seit Jahren macht der Verein
Ärztinnen und Ärzte für Um-
weltschutz (Aefu) auf potenziell
gefährliche Schadstoffe auf dem
Klybeckareal aufmerksam. So
wird etwa auf das selbst in gerin-
gen Mengen krebserregende
Benzidin hingewiesen, ein

Überbleibsel der Farbstoffpro-
duktion im Klybeck.

Vereinwarntvor
gefährlicherBodenluft
KritisiertwerdenauchdieBehör-
den,die lautAefuzu laschvorge-
hen. Geschäftsführer von Aefu
ist der Basler Altlasten-Experte
Martin Forter, der im «Rund-
schau»-Beitrag vorkommt.

Die jüngste Mitteilung von
Aefu handelt von der Bodenluft
im Klybeck. Aefu weist darauf
hin,dassgemässzweibislangun-
veröffentlichten Berichten
darauf geschlossen werden
muss,dassdasRisikovongefähr-
lichen Substanzen in austreten-
der Bodenluft gross ist. Der Ver-
ein fordert nun systematische
Untersuchungen, sowohl im
Untergrund, aber auch in Räu-
men von genutzten Bauten.

Mit den neuenMassnahmen soll im Schulzimmer wieder mehr Ruhe einkehren. Archivbild: Sandra Ardizzone

«DieKinder
werdennur
nachdem
beurteilt,was
sienicht
können.»

FranziskaRoth
SP-Grossrätin

«DasRisiko
wird teilweise
bewusst
dramatisiert.»

RhystadtAG

Aufarbeitungeines
düsterenKapitels
Wissenschaft Der Grosse Rat
spricht 600000 Franken für
das Projekt «Aufarbeitung der
fürsorgerischen Zwangsmass-
nahmen gegenüber Erwachse-
nen und Jugendlichen im Kan-
ton Basel-Stadt». Für die wis-
senschaftliche Arbeit sind
maximal drei Jahre vorgesehen.
An den Betroffenen wurden zwi-
schen 1930 und 1980 etwa Me-
dikamenten-Tests oder Zwangs-
sterilisationen vorgenommen.
5000 bis 6000 Personen waren
im Kanton Basel-Stadt betrof-
fen, wie Quellen aus dem Staats-
archiv belegen. Schweizweit
dürften es um die 60 000 Per-
sonen gewesen sein. Gewonne-
ne Erkenntnisse sollen der inte-
ressierten Bevölkerung und der
Wissenschaft sowie Institutio-
nen und Ämtern zugutekom-
men. Auch die Vermittlung des
Themas an Schulen soll so ver-
bessert werden können. (no)


